
brauch der Strafklage ein, als die Zuständigkeit dieser 
Behörde reichte. Soweit also z. B. die Polizeibehörde 
bei Erlaß der Strafverfügung über die Grenzen ihrer 
Zuständigkeit hinausgegangen ist, kann die Straf­
verfügung die Strafklage nicht verbrauchen. Die ge­
richtliche Strafverfolgung bleibt mithin insoweit statt­
haft, als die betreffende strafbare Handlung überhaupt 
nicht Gegenstand des Verwaltungsstrafverfahrens sein 
konnte.

Auch das Wirtschaftsstrafverfahren ist ein Verwal­
tungsstrafverfahren, das im Gegensatz zu anderen 
Verwaltungsstrafverfahren nur die Eigenart aufweist, 
daß nach Erlaß eines Wirtschaftsstrafbescheides das 
Verfahren nicht mehr an das ordentliche Gericht über­
gehen kann. Grundsätzlich sind daher die für die Straf­
verfügungen der Verwaltung entwickelten Grundsätze 
hinsichtlich des Verbrauchs der Strafklage auf den 
Wirtschaftsstrafbescheid anzuwenden. Eine neue Straf­
verfolgung bleibt also gegenüber einem rechtskräftigen 
Wirtschaftsstrafbescheid zulässig, soweit durch die Tat, 
die abzuurteilen 'ist, gegen ein Gesetz verstoßen wor­
den ist, zu dessen Anwendung nicht die Wirtschafts­
dienststelle, sondern nur ein ordentliches Gericht zu­
ständig ist. Das ist immer dann der Fall, wenn die 
Wirtschaftsdienststelle ihre Zuständigkeit nach § 21 
nicht begründen konnte, wenn es sich also nicht um 
Verstöße gegen Strafbestimmungen der Wirtschafts­
strafverordnung handelt. Ist z. B. durch eine Tat das 
Kontrollratsgesetz Nr. 50 verletzt, so ist sie nicht — 
jedenfalls nicht nur — nach der Wirtschaftsstraf­
verordnung abzuurteilen, sondern nach einem anderen 
Strafgesetz. Wird sie nur nach den Bestimmungen der 
Wirtschaftsstrafverordnung durch einen Wirtschafts­
strafbescheid abgeurteilt, so steht einer nochmaligen 
Verurteilung durch das ordentliche Gericht der Rechts­
satz „ne bis in idem“ nicht entgegen, weil die Straf­
klage insoweit nicht verbraucht ist1).

Nun weist das Wirtschaftsstrafverfahren gegenüber 
dem gerichtlichen Strafverfahren noch die Beisonder­
heit auf, daß es keine mündliche Verhandlung kennt. 
Diese Besonderheit hat es mit dem Verfahren bei dem 
Erlaß des richterlichen Strafbefehls gemeinsam, wo sie 
dazu geführt hat, bei Verurteilungen auf Grund eines 
Strafbefehls den Verbrauch der Strafklage einzu­
schränken. Es ist zu prüfen, ob wegen dieser Gemein­
samkeit hinsichtlich des Fehlens einer mündlichen Ver­
handlung auch die für den Strafbefehl entwickelten 
Grundsätze über die Einschränkung des Verbrauchs 
der Strafklage zu übernehmen sind.

Für das Strafbefehlverfahren hat man sich auf den 
Standpunkt gestellt, daß es, da die Strafklage nur in­
soweit verbraucht werde, als sie geändert werden 
könne, der Richter jedoch bei Erlaß eines Strafbefehls 
nicht in der Lage sei, die Tat nach allen Richtungen 
hin zu prüfen, zulässig sei, dieselbe Tat nochmals 
unter einem rechtlichen Gesichtspunkt zu verfolgen, 
der in dem Strafbefehl nicht gewürdigt sei und eine 
erhöhte Strafbarkeit begründe.

Entgegen der ausdrücklichen Bestimmung des § 410 
StPO, nach dem ein Strafbefehl, gegen welchen nicht 
rechtzeitig Einspruch erhoben worden ist, „die Wirkung 
eines rechtskräftigen Urteils“ erlangt, hat man also die 
Rechtskraftwirkurug des Strafbefehls erheblich be­
schränkt. Ein Verbrauch der Strafklage durch einen 
rechtskräftigen Strafbefehl findet danach nicht statt, 
wenn es sich um einen nicht schon im Strafbefehl ge­
würdigten anderweiten rechtlichen Gesichtspunkt han­
delt und wenn die Tat sich als eine schwerer zu 
bestrafende darstellt. Dabei genügt es, wenn die 
schwerere Strafe innerhalb derselben Strafart be­
gründet ist.

Diese besondere Regelung des Problems des Ver­
brauchs der Strafklage beim richterlichen Strafbefehl 
hat ihren inneren Grund darin, daß nach dem Gesetz 
jeder Strafbefehl der Nachprüfung im Einspiruchs- 
verfahren vor dem ordentlichen Gericht unterliegt. Es 
entspricht den für das Strafbefehlsverfahren bestehen­
den Regeln, daß die durch dieses Verfahren verhängte 
Strafe von einem Gericht überprüft wird.

Anders ist das im Wirtschaftsstrafverfahren nach der 
Wirtschaftsstrafverordnung. Die in diesem ergehenden 
Wirtschaftsstrafbescheide sind bewußt jeder richter-

i) Vgl. hierzu die in diesem Heft (S. 30) abgedruckte Ent­
scheidung des OLG Gera.

liehen Nachprüfung entzogen worden2). Eine Beschrän­
kung des Verbrauchs der Strafklage in der Weise wie 
beim richterlichen Strafbefehl würde also keinen Über­
gang in das ordentliche Verfahren ermöglichen. Da dies 
beim Strafbefehl der Zweck der besonderen Regelung 
ist, besteht kein Anlaß, diese Regelung für den Wirt­
schaftsstrafbescheid zu übernehmen.

Zu demselben Ergebnis kommt man, wenn man be­
rücksichtigt, wie verschieden die Voraussetzungen für 
den Erlaß eines Strafbefehls und für den Erlaß eines 
Wirtschaftsstrafbescheides sind. Der Amtsrichter hat 
dem Antrag der Staatsanwaltschaft auf Erlaß eines 
Strafbefehls zu entsprechen, wenn seiner Erlassung 
keine Bedenken entgegenstehen (§ 408 StPO). Er führt 
also keinerlei weitereErmittlungen durch, ist vielmehr an 
das von der Staatsanwaltschaft übergebene Ermittlungs­
ergebnis gebunden. Dieser Umstand war es ja gerade, 
der zur Beschränkung des Verbrauchs der Strafklage 
führte. Anders liegen die Verhältnisse beim Wirt­
schaftsstrafbescheid. Nach § 3 der Verfahrenordnung 
vom 29. September 1948 (ZVOB1. S. 463) haben der 
Minister und die Dienststellen der Wirtschaftsverwal- 
tung die Rechte und Pflichten der Staatsanwaltschaft. 
Sie haben das Recht zur Anordnung von Beschlag­
nahmen und Durchsuchungen. Die Polizei steht ihnen 
als Hilfsorgan zur Verfügung (§ 4). Sie haben das 
Recht zur Vernehmung des Beschuldigten (§ 6), von 
2!eugen (§ 7), zur Einholung von Auskünften (§ 8). Sie 
können die Vorlage von Gegenständen fordern (§ 10), 
sie können in Räumen Dritter Nachforschungen an­
stellen (§ 10), sie können gegen Zeugen und Sach­
verständige Ordnungsstrafen auswerfen und schließlich 
Z.eugen und Sachverständige vorführen lassen (§ 11). 
In ihrer Person vereinigen sich Funktionen der Staats­
anwaltschaft und des Gerichts. Damit sind — im 
Gegensatz zum Strafbefehlsverfahren — die notwen­
digen Garantien dafür gegeben, daß der Tatbestand 
unter sämtlichen rechtlichen Gesichtspunkten ermittelt 
und beurteilt werden kann, obwohl es an einer eigent­
lichen mündlichen Verhandlung, an einer richtigen 
Hauptverhandlung, fehlt.

Daraus folgt, daß es nicht gerechtfertigt ist, bei dem 
Wirtschaftsstraibescheid von einer beschränkten Rechts­
kraft wie bei dem Strafbefehl zu sprechen. Der Wirt- 
schaftsstrafbescheid verbraucht vielmehr die Strafklage 
auch dann, wenn die Straftat unter Würdigung eines 
neuen rechtlichen Gesichtspunktes eine erhöhte Be­
strafung fordert, falls sich nur die Wirtschaftsdienst- 
sllelle im Rahmen ihrer Zuständigkeit gehalten hat. 
Nur wenn sie diese Zuständigkeit überschritten hat, 
tritt kein Verbrauch der Strafklage ein.

Es bleibt noch die Frage zu klären, Wie in den Fällen, 
in denen hiernach kein Verbrauch der Strafklage ein­
getreten ist, die in der ersten Entscheidung, also in dem 
Wirtschaftsstrafbescheid ausgeworfene Strafe zu be­
handeln ist.

Hierzu sind durch die Rechtsprechung für die Fälle, 
an denen dasselbe Problem auftritt, bereits gewisse 
Grundsätze entwickelt worden. So ist angenommen 
worden, daß die polizeilich verhängte Geldstrafe von 
der gerichtlich erkannten Strafe abzuziehen oder, falls 
•s..e bereits vollstreckt war, bei der Bemessung der ge­
richtlichen Strafe anzurechnen sei, wobei eine Geld­
strafe notfalls gemäß § 29 StGB in eine Freiheitsstrafe 
umzuwandeln sei (vgl. RGStr. 9, S. 321; 46, S. 55; 52
S. 183).

Gegen die Übernahme dieser Grundsätze für die Be­
handlung einer in einem Wirtschaftsstrafbescheid aus­
geworfenen Strafe bei einer späteren gerichtlichen Ver­
urteilung bestehen keine Bedenken. Sie entsprechen, 
den Erfordernissen einer zweckmäßigen Rechtspflege. 
Es wäre demnach wie folgt zu verfahren:

1. Die im Wirtschaftsstrafbescheid erkannte Geld­
strafe ist auf die Strafe des gerichtlichen Urteils 
anzurechnen.

2. Es hat gegebenenfalls eine Umwandlung von 
Geldstrafe in Freiheitsstrafe gemäß § 29 StGB 
zu erfolgen.

3. Soweit die erste Strafe schon vollstreckt ist, hat 
ähre Anrechnung in dem gerichtlichen Urteil zu 
erfolgen.

4. Sofern die erste Strafe den Unrechtsgehalt der 
Tat erschöpft, hat sich das gerichtliche Urteil auf

2) Vgl. Weiß, NJ 1948, S. 187.
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